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MARKT UND MONETEN POLITIK FUR ZYNIKER

PREISE SIND SCHUTZ DES KLIMAS
STÄRKER ALS BEAMTE UND DES GESCHÄFTS

In «Atlas Shrugged», Ayn Rands

Roman von 1957, leidet die amerikanische

Bevölkerung unter einer
Wirtschaftskrise mit steigenden
Preisen. Die Staatsbeamten wollen
die Entwicklung mit immer neuen
Regeln in den Griff kriegen. Dazu
erlassen sie die Direktive

10-289: Alle Preise, Löhne und Gewinne müssen per sofort auf
dem Vorjahresniveau eingefroren werden. Den Kritikern der
Direktive sagen die Beamten: «Wir haben die Macht dazu.»

Jean Castex, französischer Premierminister, verhält sich
wie diese Beamten. Der französischen Bevölkerung, die unter
steigenden Energiepreisen leidet, verspricht er kurzerhand,
die Gaspreise über die Wintermonate zu deckein. Er sagt:
«Wir verhängen eine Tarifbremse.» Und seinen Kritikern:
«Ich habe die Macht dazu.»

Castex steht stellvertretend für viele Politiker, die der
Versuchung erliegen, Wähler mit Preisdeckelungen zu beruhigen.
Sie sind allesamt gescheitert. Man kann an den römischen
Kaiser Commodus, an die Jakobiner oder an Präsident Nixon
erinnern. Sie alle erlebten, dass verordnete Höchstpreise

grossen Schaden anrichten und immer wieder aufgehoben
werden mussten.

Preise sind das Resultat des Zusammenspiels unzähliger
Konsumenten und Produzenten. Sie zeigen den Beteiligten auf,
welche Güter relativ knapp, also teuer sind, und welche relativ
im Überfluss vorhanden, also billig sind. Flexible Preise führen
dazu, dass Produzenten und Konsumenten ihr Verhalten an
die Knappheit der Güter anpassen: Steigen die Preise, bieten
Produzenten mehr an, während Konsumenten weniger
kaufen. Mit der Einführung von Höchstpreisen wird dieser
Mechanismus ausgehebelt und die Güterknappheit verschärft:
Produzenten haben keinen Anreiz, mehr zu produzieren,
und Konsumenten werden nicht sparen.

Steigen einzelne Preise an, kann der Staat die betreffenden
Sektoren durch Deregulation oder durch das Senken von
Transaktionskosten unterstützen. Er sollte jedoch immer die

Hände von Preisdeckelungen lassen: Denn Preise sind viel
mächtiger als Beamte.

«Entweder leben wir C02-frei oder

gar nicht.» Nein, die Aussage
stammt nicht von Extinction Rebellion,

sondern von der Privatbank
Lombard Odier, einem der Sponsoren

der Klimakonferenz, die jüngst
in Glasgow stattfand. Vorbei sind
die Zeiten, als Ölkonzerne Forscher

dafür bezahlten, Zweifel an der Klimaerwärmung zu säen.

Heute wetteifert Big Business mit Klimaaktivisten darum, wer
ambitioniertere Ideen zur Rettung des Planeten präsentiert.
Das Nahrungsmittelunternehmen Nestlé verspricht, bis 2050

netto null Emissionen zu generieren; Konkurrent Unilever
bietet 2039. Auf seiner Website fordert der britische Konzern

von der Politik schärfere Massnahmen gegen den Klimawandel.

Derweil haben sich 450 globale Finanzfirmen
zusammengeschlossen mit dem Versprechen, «wissenschaftsbasierte
Richtlinien» zu entwickeln, um Mitte des Jahrhunderts C02-

neutral zu wirtschaften.
Woher kommt der Sinneswandel? Zum einen versprechen

sich viele Unternehmen sicherlich ein vorteilhafteres Image
bei einer zunehmend umweltbewussteren Kundschaft. Zum
anderen dürfte es auch um Taktik gehen: Die Staaten ziehen
die Regulierungsschrauben an und erlassen neue Verbote,
Sanktionen und Sorgfaltspflichten. Unternehmen versuchen
sich dabei so zu positionieren, dass sie durch diese Regulierungen

möglichst wenig geschädigt werden oder sogar
profitieren können. Ein entscheidender Faktor für das Ja zur
Schweizer Energiestrategie 2050 in der Volksabstimmung 2017

war, dass mit dem Ausstieg aus der Atomkraft auch neue
Subventionen beschlossen wurden, etwa für energetische
Gebäudesanierungen oder Wasserkraftwerke - ein lukratives
Geschäft für viele Firmen.

Neue Regulierungen sind ausserdem ein komparativer
Vorteil für Big Business: Zwar verursachen sie bürokratischen
Aufwand, doch können Grossfirmen diesen einfacher bewältigen

als ein Mittelstandsunternehmen. Wenn Grosskonzerne
für strengere Klimaschutzgesetze lobbyieren, werben sie
somit für eine Wettbewerbsverzerrung zu ihren Gunsten - ein

geschickter Schachzug.

Alexandra Janssen
leitet die Vermögensverwaltung innerhalb der Ecofin-Gruppe. In ihrer
Kolumne befasst sie sich mit den praktischen Erkenntnissen, die sich
aus der ökonomischen Theorie ergeben.

Lukas Leuzinger
ist stv. Chefredaktor dieser Zeitschrift. In seiner Kolumne schreibt er
darüber, was Politiker sagen - und was sie dann tatsächlich tun.
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